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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Unland, Katzer, van Delden, 
Mick, Dr. Becker (Mönchengladbach), Winkelheide, 
Ott, Vogt, Dr. Burgbacher, Köster, Dr. Warnke, Dr. 
Götz, Dr. Giulini, Russe, Horten, Niegel, von Bockei- 
berg, Dr. Schwörer, Frau Griesinger, Dr. Marx (Kaisers- 
lautem), Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Bach, Rommers- 
kirchen und Genossen 


betr. Auswirkungen der Osthandelspolitik der Bun- 
desregierung auf die deutsche Textilindustrie 
und Bekleidungsindustrie 


Die deutschen Importe aus den osteuropäischen Staatshandels- 
ländern Bulgarien, Polen, Rumänien, Sowjetunion, Tschecho- 
slowakei, Ungarn sowie aus Jugoslawien, sind in den letzten 
Jahren kontinuierlich angestiegen. Bei näherer Betrachtung 
zeigt sich jedoch, daß das Wachstum bei den Waren des gewerb- 
lichen Sektors vornehmlich auf stark gestiegene Importe von 
textilen Produkten zurückzuführen ist. Die laufenden Wirt- 
schaftsverhandlungen mit osteuropäischen Staaten und die Ab- 
sichtserklärungen der Bundesregierung lassen vermuten, daß 
sich diese Entwicklung künftig mit negativen Auswirkungen auf 
Produktionsumfang und Sicherheit der Arbeitsplätze in weiten 
Teilen der Textilindustrie und der Bekleidungsindustrie noch 
wesentlich verstärken wird. 


Deshalb fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche konkreten Möglichkeiten außer einer erheblichen 
Ausweitung der Konsumgüterimporte sieht die Bundes- 
regierung, angesichts der Produktionsstruktur in den Ost- 
blockstaaten in absehbarer Zeit zu dem von diesen Ländern 
gewünschten Ausgleich der Handelsbilanzsalden zu kom- 
men, unter gleichzeitiger Berücksichtigung der eigenen poli- 
tischen Zielvorstellungen, das Volumen des Handelsaus- 
tausches wesentlich zu erhöhen? 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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2. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kreditfinanzierung 
des Handels mit diesen Ländern in den nächsten Jahren 
verstärkt auszubauen, und wenn ja, welche konkreten Vor- 
stellungen hat sie hinsichtlich des Volumens und der 
Konditionen? 

3. Hält es die Bundesregierung für vertretbar und angemes- 
sen, außenpolitische Zielsetzungen durch wirtschaftliche 
Vorleistungen zu Lasten einiger Konsumgüterindustrien 
und der dort beschäftigten Arbeitnehmer zu verfolgen? 

4. Teilt die Bundesregierung die von der Wissenschaft ver- 
tretene Auffassung vom systemimmanenten Dumping, daß 
nämlich die Gesetze des freien Wettbewerbs zwischen Län- 
dern mit marktwirtschaftlicher Ordnung und Ländern mit 
zentraler Verwaltungswirtschaft nicht zum Tragen kommen 
können, weil bei letzteren der „Industrieabgabepreis, also 
der Preis, zu dem das Erzeugnis in Umlauf gelangt, durch 
staatliche Bestimmungen außerhalb der eigentlichen Preis- 
kalkulation zustande kommt“ (W. Förster, Rechnungswesen 
und Wirtschaftsordnung, Berlin 1967, S. 143)? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß dieses „systemimma- 
nente Dumping“, verstärkt durch die Tatsache, daß der 
Außenhandel über wenige staatliche Außenhandelsgesell- 
schaften abgewickelt wird, den Ostblockstaaten als Expor- 
teuren eine monopolistische Stellung einräumt und daß auf 
Grund des in der Bundesrepublik praktizierten Einfuhr- 
systems eine weitgehend oligopolitische Struktur auf Seiten 
der deutschen Abnehmer entstanden ist? 

6. Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß als Folge 
dieser Tatbestände die staatlichen Exportgesellschaften in 
den osteuropäischen Staatshandelsländern die Wettbe- 
werbsbedingungen auf deutschen Konsumgütermärkten 
direkt beeinflussen und dort Wettbewerbsverzerrungen 
schaffen, die zu einer Benachteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen führen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Änderung des 
Einfuhrverfahrens diese gröbsten Wettbewerbsverzerrun- 
gen zu beseitigen und durch weitere geeignete Maßnahmen 
zu einem funktionsfähigen Wettbewerb auch auf den Kon- 
sumgütermärkten beizutragen, auf die sich die zunehmen- 
den Ostimporte konzentrieren? 

8. Verfolgt die Bundesregierung mit der Vervielfachung der 
Kontingente für die passiven Veredelungs verkehre die Ab- 
sicht, die Umsetzung von Arbeitskräften in der deutschen 
Volkswirtschaft zu beschleunigen? 

9. Hält es die Bundesregierung generell für sinnvoll, im Rah- 
men ihrer regionalen Strukturpolitik erhebliche Mittel für 
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die Schaffung von Arbeitsplätzen in strukturschwachen Ge- 
bieten bereitzustellen, wenn die zur Strukturverbesserung 
besonders geeigneten Zweige der Konsumgüterindustrie 
durch die außenpolitisch motivierte Importpolitik gegen- 
über den Ostblockländern in ihrer Existenzgrundlage beein- 
trächtigt werden? 

10. Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, in denen 
durch ihre Importpolitik in strukturschwachen Gebieten 
eine passive Sanierung eintritt, insbesondere Arbeitsplätze 
vernichtet werden, die kurz- oder mittelfristig auch nicht 
ersetzt werden können, zusätzlich gezielte, nachhaltige und 
schnelle Hilfen in sozialer Hinsicht bereitzustellen? 

11. Hält es die Bundesregierung für wünschenswert, daß sich 
einige deutsche Konsumgütermärkte als Folge der erheblich 
ansteigenden Importe aus Ostblockländern gegenüber un- 
seren westlichen Handelspartnern desintegrieren und sich 
verstärkt auf den Ostblock ausrichten? 

12. Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß sich 
bei bestimmten Konsumgütern im Rahmen der EWG die 
Einfuhren aus den Ostblockstaaten vorwiegend auf die Bun- 
desrepublik konzentrieren, obwohl mehrere EWG-Partner 
gegenüber den Ostblockstaaten de jure die volle Liberali- 
sierung zugestanden haben? 

13. Was hat die Bundesregierung im Rahmen der EWG bisher 
konkret unternommen, um die Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten deutscher Konsumgüterindustrien im Falle der 
Ostblockimporte zu beseitigen und gegenüber diesen Län- 
dern zu einer auch materiell gemeinsamen Handelspolitik 
zu kommen, die insbesondere die nichttarifären und admini- 
strativen Bereiche umfaßt? 

14. Treffen Pressemitteilungen zu, wonach der Herr Bundes- 
wirtschaftsminister mit Bezug auf die Textil- und Beklei- 
dungsindustrie zugesagt haben soll, bei einer durch außen- 
politische Faktoren erzwungenen weiteren Liberalisierung 
gegenüber den Ostblockstaaten einen Ausgleich durch Ein- 
schränkung der Hongkong-Einfuhren zu schaffen? 

15. Ist die Bundesregierung bereit, denjenigen Konsumgüter- 
industrien, die durch die Importpolitik gegenüber den Ost- 
blockländern besonders beeinträchtigt werden, Hilfe zur 
Selbsthilfe hinsichtlich der Erhaltung alter und der 
Erschließung neuer Märkte zu gewähren? 


Bonn, den 17. April 1970 
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Begründung 

Die sprunghaft gewachsenen Textil- und Bekleidungsimporte 
aus den osteuropäischen Staatshandelsländern, jüngste Ver- 
tragsabschlüsse sowie laufende und bevorstehende Vertrags- 
verhandlungen mit diesen Ländern haben zu großer Unruhe in 
der deutschen Textilindustrie und Bekleidungsindustrie, ins- 
besondere bei den ca. 900 000 Arbeitnehmern, geführt. Da sich 
die Entscheidungen über die künftige Entwicklung des Osthan- 
dels weitgehend der parlamentarischen Mitwirkung entziehen, 
wird mit dieser Kleinen Anfrage Auskunft über die Vorstellun- 
gen der Bundesregierung hinsichtlich der langfristigen Entwick- 
lung des deutschen Osthandels erbeten. 
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